
auf Schadensersatz in Anspruch genommene Werk­
tätige bildet.

Die betrieblichen Ursachen der Mankofälle bestehen 
in einer Reihe von Mängeln der staatlichen und ge­
nossenschaftlichen Handelsorgane, die sich wie folgt 
gruppieren lassen:
1. Organisatorische Mängel:

a) unzureichende Festlegung der Aufgabenbereiche 
der einzelnen Mitarbeiter,

b) unzureichende Regelung des Arbeitsablaufs,
e) unzureichende Anleitung der Mitarbeiter,
d) unzureichende Kontrolle,

2. technische Mängel:
a) unzureichende Lager- und Geschäftsräume,
b) unzureichende Schutz- und Sicherungseinrich­

tungen. Hier ist anzumerken, daß es nach der 
praktischen Erfahrung der Berliner Arbeitsge­
richtsbarkeit in technisier Hinsicht kaum echte 
objektive Schwierigkeiten gibt. Z. B. ist das 
immer wieder betonte Fehlen von Registrier­
kassen zweifellos ein technischer Mangel. Der 
durch Registrierkassen gewährleistete Schutz 
läßt sich indessen durch eine geeignete Arbeits­
organisation, die zugleich ein Kontrollsystem 
darstellt, in Verbindung mit den zur Verfügung 
stehenden einfachen Mitteln ebensogut errei­
chen. Das Fehlen verschließbarer Schubladen 
zur Unterbringung der Einnahmen und das statt 
dessen weitverbreitete Pappkarton-Kassensy­
stem ist keine objektive technische Schwierig­
keit, sondern einfach Verantwortungslosigkeit 
bestimmter Mitarbeiter.

3. unzureichende Qualifikation der Mitarbeiter:
a) fachlich,
b) gesellschaftlich-politisch,

4. unzureichende Kaderpflege,
5. unzureichendes gesellschaftliches Bewußtsein der

Mitarbeiter.
Diese Reihenfolge ist keine Rangfolge. Das unzurei­

chende gesellschaftliche Bewußtsein der Mitarbeiter 
bildet ersichtlich die Grundlage aller übrigen in Be­
ziehung auf Mankofälle ursächlich wirkenden Um­
stände. Die Mankofälle sind somit eine gesellschaft­
liche Erscheinung, weil ihre Ursachen genau den Eigen­
arten des gegenwärtigen Übergangsstadiums vom Ka­
pitalismus zum Sozialismus entsprechen bzw. selber 
einen Teil dieser Eigenarten darstellen. Es handelt sich 
dabei um die dem staatlichen und genossenschaftlichen 
Handel gemäßen Übergangserscheinungen, für die es in 
den sozialistischen Produktionsbetrieben entsprechende 
Parallelerscheinungen gibt, wie fehlende oder technisch 
nicht begründete Arbeits- und Materialverbrauchsnor­
men, Normenschaukelei, Vergeudung der Arbeitszeit, 
usw. Diese Parallelerscheinungen beschäftigen nur die 
Arbeitsgerichte sehr viel weniger, was Paul ganz offen­
sichtlich zu falschen Schlußfolgerungen hinsichtlich der 
Bedeutung der Mankofälle im staatlichen und genossen­
schaftlichen Handel verleitet hat. Die hier genannten 
betrieblichen Ursachen zeigen völlig eindeutig, daß die 
Mankofälle als gesellschaftliche Erscheinung ein Pro­
blem der Arbeitsorganisation, der Arbeitsweise und des 
Arbeitsstils der staatlichen und genossenschaftlichen 
Handelsorgane darstellen, das insbesondere ein Problem 
der Arbeitsweise und des Arbeitsstils ihrer Leitungen 
und deren persönlicher Verantwortung ist.

Das Problem der Mankofälle als gesellschaftliche Er­
scheinung zwingt also geradezu, die bereits dargeleg­
ten Grundsätze anzuwenden.

III
Paul hat weder die Mankofälle als gesellschaftli­

ches Entwicklungsproblem noch das damit gestellte 
Problem einer den ökonomischen, politischen und ge­
sellschaftlichen Verhältnissen entsprechenden Rechts­
entwicklung erkannt. Er hat statt dessen das gesamte 
Problem der Mankofälle und der Mankohafturg auf 
das Gebiet der Rechtsanwendung verlagert. Dabei ist 
er an diese Frage vom Standpunkt des „Nurpraktikers“ 
herangegangen, denn er hat sich bisher im Zusammen­
hang mit der von ihm vertretenen Rechtsauffassung 
weder auf eine Erörterung der gesellschaftlichen Funk­
tion des Arbeitsrechts unserer Ordnung eingelassen 
noch eine Ableitung der von ihm aufgestellten Grund­
sätze aus der Überbaufunktion des Arbeitsrechts ver­
sucht. Die von 'hm angeführten Zitate und seine

Aussprüche können jedenfalls nicht als eine ange­
messene wissenschaftliche Auseinandersetzung mit 
dem in Betracht kommenden Stoff angesehen werden. 
Bei seiner Rechtsanwendung macht er überdies den sehr 
bedenklichen Fehler, mit der bedingungslosen Über­
nahme bestimmter Regelungen der imperialistischen 
Epoche des deutschen Arbeitsrechts auch deren ideologi­
sche Grundlagen bedingungslos zu übernehmen14). 
Er wendet also bestimmte imperialistische Regeln noch 
immer in ihrer durch die ökonomische, politische und 
gesellschaftliche Entwicklung längst überholten Über­
baufunktion an. Von einer kritischen Auseinander­
setzung mit diesen alten Rechtsnormen ist bei ihm 
ebensowenig zu finden wie von ihrer neuen inhalt­
lichen Ausgestaltung. Der Ausgangspunkt der Rechts­
auffassung Pauls ist nicht schwer zu finden. Er hat, 
wie viele andere, mit großer Sorge die ständig zuneh­
mende Zahl der Mankofälle beobachtet und die auf­
fallende Erscheinung bemerkt, daß in den meisten Fäl­
len die konkrete Entstehung der Manki überhaupt nicht 
geklärt werden kann. Es steht nur eines sicher fest: die 
Manki treten in einem bestimmten Funktionsbereich 
auf. Ob und inwiefern der Funktionsinhaber diese 
Manki schuldhaft verursacht hat, kann in der Mehrzahl 
aller Fälle von seiten der staatlichen und genossen­
schaftlichen Handelsorgane nicht bewiesen werden. 
Eben darin kommt das bereits erwähnte Problem der Ar­
beitsorganisation, der Arbeitsweise und des Arbeitsstils 
der staatlichen und genossenschaftlichen Handelsorgane 
und ihrer Leitungen zum Ausdruck. Paul will nun den 
staatlichen und genossenschaftlichen Handel vor den 
durch die Manki entstehenden Verlusten bewahren, in­
dem er auf jeden Fall einen Schadensausgleich herbei­
führt. Dieser einzige Gesichtspunkt zwingt ihn not­
wendig dazu, rechtliche Lösungen zu konstruieren, die 
ihm mit größter Sicherheit dieses Ziel zu erreichen ge­
statten.

Eine solche Konstruktion ist seine „Mankohaftungs­
lehre“. Ausgangspunkt hierfür ist die Rechtsprechung 
der früheren Arbeitsgerichte, insbesondere des Reichs­
arbeitsgerichts, die Paul indessen selbständ:g in ihrem 
alten Sinne weiterentwickelt hat. Man mag in den bei 
ihm zitierten Entscheidungen nachlesen15):

1. Vereinbarungen über eine Fehlbetragshaftung, d. h. 
die Abwälzung des wirtschaftlichen Risikos auf den 
„Arbeitnehmer“ waren grundsätzlich zulässig, 
konnten aber gegen die guten Sitten verstoßen, 
wenn die Höhe des Gehalts mit der Größe des 
übernommenen Risikos nicht im Einklang stand.16) 
Paul hat hieraus eine generelle Fehlbetrags­
haftung der Angestellten im staatlichen und genos­
senschaftlichen Handel auch ohne besondere Ver­
einbarung „aus der Eigenart ihrer Stellung heraus“ 
und „weil es eigentlich schon in der Natur der Sache 
liegt“17) gemacht. Hinsichtlich des Verhältnisses 
zwischen Gehalt und Risiko hat er grundsätzlich 
entschieden, daß „das Gehalt dem Risiko immer an­
gemessen ist“ 18).

2. Ein angemessen bezahlter Filialleiter, der die Fili­
ale allein verwaltete und unter Alleinverschluß 
hatte, mußte ein vorhandenes Manko an den Vor­
räten vertreten, falls er nicht seine Unschuld dar­
tun konnte.

Das ist nichts anderes als die praktische Anwen­
dung des sogenannten Anscheinsbeweises, der kein 
eigentlicher Beweis, sondern eine „natürliche Ver­
mutung“ ist, die bei den angegebenen Vorausset­
zungen sogar ihre Berechtigung hat und durch eine 
entsprechende „natürliche“ Gegenvermutung ent­
kräftet werden kann. Hieraus hat Paul die gene­
relle Umkehrung der Beweislast gemacht19).

14) „Alle diese Gesichtspunkte müssen zu der Erkenntnis 
führen, daß der in der oben erwähnten Rechtsprechung auf­
gestellte Grundsatz der Mankohaftung der mit der Verwaltung 
von Werten beauftragten Angestellten auch ohne besondere 
Vereinbarung heute n i c h t  n u r  n o c h ,  s o n d e r n  e r s t  
r e c h t  Gültigkeit besitzt.“ Paul, in „Arbeit und Sozialfür­
sorge“ 1951 S. 107.

„Es ist a b e r  n i c h t  e i n z u s e h e n ,  weshalb Regeln, 
die vor 1945 zum Schutze des privatkapitalistischen Handels 
herangezogen wurden, h e u t e ,  wo es um den Schutz des 
volkseigenen und genossenschaftlichen Handels geht, n i c h t  
m e h r  g e l t e n  s o l l t e  n.“ Paul, S. 202 dieses Heftes.

15) Paul, „Arbeit und Sozialfürsorge“ 1951 S. 107.
16) ARS. Band 10 S. 156 Nr. 41 (RAG).
1?) Paul, „Arbeit und Sozialfürsorge“ 1951 S. 107.
iß) Paul, ebenda.
19) Paul, „Arbeit und Sozialfürsorge“ 1951 S. 108.
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